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Vorwort 
 
 
 
 
 
 
Nordrhein-Westfalen ist die wirtschaftsstärkste und bevölkerungsreichste Region 
in der Mitte Europas. Die Kraft unseres Landes ist Chance und Verpflichtung 
zugleich, die Zukunft Europas für die Bürger und für die Wirtschaft verantwor-
tungsvoll mit zu gestalten, auch und gerade in einer größer gewordenen Europä-
ischen Gemeinschaft. 

Ein zentrales Anliegen der Landesregierung ist die Steigerung der Europa-
fähigkeit des Landes. Dazu gehört vor allem die Verbesserung der Europakom-
petenz der Landesbehörden, der öffentlichen Einrichtungen und der Kommunen. 
Das europapolitische Potenzial unseres Landes ist groß und zeichnet sich durch 
eine Vielzahl von kompetenten Akteuren aus, die auf der europäischen Bühne 
aktiv sind. Wir müssen nun das Zusammenwirken und die Vernetzung der Ak-
teure unterstützen und weiter ausbauen. 

Das vorliegende Handbuch verfolgt das Ziel, die europapolitischen Akteure 
in Nordrhein-Westfalen und ihre Tätigkeiten darzustellen. Es schafft Transpa-
renz und damit eine Grundlage für die wechselseitige Information und Netz-
werkbildung. Mit seinen Einführungen in zentrale Bereiche und Themen europä-
ischer Politik vermittelt es auch Orientierung in dem oft unübersichtlichen Ge-
flecht der Beziehungen zwischen den Ländern, dem Bund und der Europäischen 
Union. Das Handbuch verbindet die inhaltliche Ebene mit der Ebene der han-
delnden Personen. Insofern ist es ein Novum und hoffentlich eine gute und nütz-
liche Hilfe für alle, die sich ernsthaft mit Europa beschäftigen. 
 
Michael Breuer 
Minister für Bundes- und Europaangelegenheiten 
 
Andreas Pinkwart 
Minister für Innovation, Wissenschaft, Forschung und Technologie 
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Einleitung 
Einleitung 
 
 
 
 
 
Für Nordrhein-Westfalen bedeutet der europäische Integrationsprozess zugleich 
eine große Chance und eine große Herausforderung. Europa wird immer kom-
plexer. So werden die Beziehungen Nordrhein-Westfalens innerhalb Europas 
auch vielschichtiger. Deshalb gilt es immer aufs Neue: Diese Komplexität muss 
verstanden und handhabbar gemacht werden.  

Das mit rund 18 Millionen Einwohnern bevölkerungsreichste Land 
Deutschlands, Nordrhein-Westfalen, ist zugleich größter Ballungsraum in Euro-
pa. Nordrhein-Westfalen hat eine im Vergleich mit anderen europäischen Regio-
nen sehr stark ausgeprägte Außenhandelsorientierung. Sein Außenwirtschaftsbei-
trag ist höher als der vieler Mitgliedstaaten, wobei der europäische Binnenmarkt 
mit 60% der wichtigste Absatzmarkt ist. Ein Viertel aller ausländischen Direkt-
investitionen in Deutschland entfallen auf Nordrhein-Westfalen.  

Die europäische Regionalpolitik hat dazu beigetragen, dass die dritte, die 
regionale Ebene im europäischen Mehrebenensystem – neben der nationalen und 
der europäischen – an Bedeutung gewonnen hat. Im Kontext der europäischen 
Diskussion werden unter Regionen die größten subnationalen Handlungseinhei-
ten der Mitgliedstaaten verstanden. In Deutschland sind das die Länder. Auch 
wenn die deutschen Länder Verfassungsrang genießen und damit im Vergleich 
zu den meisten anderen europäischen Regionen eine viel bessere nationale 
Rechtsposition haben, müssen sie auf der europäischen Ebene aktiv werden, um 
im Integrationsprozess ihre Kompetenzen, dort wo sie sinnvoll und erforderlich 
sind, zu wahren.  

Das Land profitiert in einem bedeutenden Umfang von den europäischen 
Strukturfonds. Mit dem Europäischen Fonds für Regionale Entwicklung, dem 
Europäischen Sozialfonds und dem Ausrichtungs- und Garantiefonds für Land-
wirtschaft sollen die unterschiedlichen Entwicklungs- und Wohlstandsniveaus 
zwischen den einzelnen Regionen Europas reduziert und der wirtschaftliche und 
soziale Zusammenhalt in der Gemeinschaft verbessert werden. Um eine sachge-
rechte Verwendung der verfügbaren Mittel zu ermöglichen, die der spezifischen 
Situation der einzelnen Fördergebiete im Flächenland NRW Rechnung trägt, hat 
die nordrhein-westfälische Landesregierung die Strukturpolitik regionalisiert, 
d.h. in Gremien regionaler Konsensbildung den regionalen Sachverstand zu-
sammengeführt. Inzwischen haben sich auch andere Bundesländer das nord-
rhein-westfälische Modell zum Vorbild genommen. 

Die gesellschaftlich-kulturelle und sozial-wirtschaftliche Zusammenarbeit 
mit den westlichen Nachbarn, den Niederlanden und Belgien, in den Grenzgebie-
ten wird in den EUREGIOs organisiert. Insgesamt gibt es davon schon mehr als 
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100 in Europa, vier davon in Nordrhein-Westfalen und seinen Nachbarländern. 
In den Niederlanden und in Deutschland haben sich insgesamt 106 Gemeinden 
und Kreise zusammengefunden. Die EUREGIO mit Sitz in Gronau und Ensche-
de ist der historische Vorreiter der Bewegung. Diese Beispiele zeigen, welche 
große Bedeutung Europa mittlerweile für Nordrhein-Westfalen hat. Aber, ist das 
auch seinen Bürgern bewusst? 

Die Beziehungen und Verflechtungen Nordrhein-Westfalens mit der EU 
verdeutlichen die enorme Bedeutung und Komplexität des Themas. Nordrhein-
Westfalen hat sich zum Ziel gesetzt, ein noch leistungsfähigerer Dienstleistungs- 
und Wirtschaftsstandort in Europa zu werden. Dieses Vorhaben kann jedoch 
ohne die Einbindung der Bürger nicht realisiert werden. Transparenz und Infor-
mation sind für einen erfolgreichen europäischen Integrationsprozess von ent-
scheidender Bedeutung.  

Die Forschungsinitiative NRW in Europa (FINE) an der Heinrich-Heine-
Universität Düsseldorf hat daher im Sommer 2003 ein Handbuch erstellt, das den 
Menschen in Nordrhein-Westfalen Europa näher bringen will, indem es die eu-
roparelevanten Akteure, ihre Interessen und ihre Beziehungen zur Europäischen 
Union identifiziert und systematisch erfasst. Angegliedert war und ist das Buch-
projekt an die Forschungsinitiative NRW in Europa (FINE) am Lehrstuhl für 
Politikwissenschaft II der Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf. Die Leitung 
der Forschungsinitiative und des Handbuchprojektes obliegt Prof. Dr. Ulrich von 
Alemann. Verantwortlich für die Konzeption und die Erstellung des Handbuches 
ist die wissenschaftliche Mitarbeiterin Dr. Claudia Münch.  

Die positive Resonanz auf das Handbuch hat FINE dazu veranlasst, eine 
gleichnamige Online-Datenbank (www.datenbank-europa-nrw.de) und eine Neu-
auflage des Handbuches herauszugeben. Das Handbuch Europa in NRW II stellt 
eine erweiterte und aktualisierte Fassung der ersten Auflage dar.  

Das Buch erfüllt zwei Funktionen. Zum einen informiert es über die Ver-
flechtungen Nordrhein-Westfalens im Rahmen der Europapolitik. Dies geschieht 
themenspezifisch zu Beginn jedes Kapitels. Zum anderen enthält es eine Über-
sicht über die europapolitisch aktiven Behörden, öffentlichen Einrichtungen, 
Vereine und Verbände. Das Ziel des Handbuches ist es, Akteure aus verschiede-
nen Politikfeldern und Bereichen vorzustellen, die auf der europäischen Bühne 
tätig sind. Das Handbuch ist als Informations- und Nachschlagewerk konzipiert, 
das sowohl wissenschaftlich fundierte Informationen, als auch Tätigkeitsprofile 
der Organisationen und Institutionen sowie Ansprechpartner enthält. 

Jedes Hauptkapitel verfügt über eine Einführung. Darin wird der Grad der 
Vergemeinschaftung in dem jeweiligen Themenbereich dargestellt. Dabei ist 
auch die Frage nach den Verknüpfungspunkten zwischen der europäischen und 
der nordrhein-westfälischen Politik von besonderem Interesse. Im Anschluss an 
die Einführungen folgen die europapolitischen Akteure mit Adressen und An-
sprechpartnern des jeweiligen Themenbereiches. Die Kontaktadressen sind mit 
Kurzprofilen versehen, welche über Zielsetzungen und Zuständigkeiten infor-
mieren. Im Anhang garantieren dann Institutionen-, Orts- und Sachregister den 
benutzerfreundlichen Umgang mit dem Handbuch. Durch weiterführende Litera-
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turhinweise und Internetadressen wird das Angebot des Handbuches als sinnvol-
le Einstiegshilfe zur Informationsbeschaffung abgerundet.  

FINE hat rund 900 Adressen aus NRW mit europapolitischem Bezug für die 
Bereiche Politik, Wirtschaft, Verwaltung, Wissenschaft, Soziales und Kultur 
zusammengetragen. Die berücksichtigten Einrichtungen sind sehr heterogen. Die 
Palette der Einrichtungen reicht von administrativen Stellen über Forschungsein-
richtungen bis hin zu Verbänden und Informationszentren. Allen gemein ist ihre 
Funktion als Ansprechpartner in europäischen Fragen und Anliegen. Allgemeine 
Kriterien für die Aufnahme in das Handbuch sind die Beschäftigung mit dem 
Thema Europa in den Bereichen Forschung, Förderung, Koordination, Umset-
zung, Interessenvermittlung, Information und Beratung. Die nach diesen Krite-
rien erstellte Adresssammlung wurde im Januar 2002 mit Experten aus unter-
schiedlichen Tätigkeitsfeldern und mit den Fachressorts der Landesregierung 
abgestimmt. 

Die Richtigkeit der Angaben soll garantiert sein. Aus diesem Grund hat  
FINE, nach Einbeziehung der Ministerien, mit allen Einrichtungen Kontakt auf-
genommen. Mittels eines Fragebogens erhielten 1100 Akteure die Möglichkeit, 
sich selbst darzustellen. 800 Einrichtungen haben bei der ersten Auflage des 
Handbuches von dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht. Lücken innerhalb einer 
Akteursgruppe, wie beispielsweise bei den Kreisen und kreisfreien Städten oder 
bei den Wirtschaftsförderungseinrichtungen, ergeben sich daraus, dass einige 
Einrichtungen trotz mehrfacher Erinnerungen den Fragebogen nicht ausgefüllt 
haben und demnach im Handbuch nicht erscheinen.  

Die ausgefüllten Fragebögen dienten als Grundlage für die Erstellung der 
Kurzprofile. Außerdem konnten die Einrichtungen sich selbst einem Kapitel 
zuordnen. Die Einteilung in Unterkapitel wurde von FINE nach Eingang aller 
Kurzprofile vorgenommen, indem gleichgeartete Akteure zu Gruppen zusam-
mengeführt wurden. Um eine unübersichtliche Aufsplittung der Unterkapitel zu 
vermeiden, wurden sehr heterogene Akteursgruppen unter Oberbegriffen, wie 
Vereine und Verbände oder Beratungs- und Förderungseinrichtungen, zusam-
mengefasst. Bestanden bei der Einordnung einer Einrichtung Zweifel, so wurde 
in einigen Fällen nochmals Rücksprache mit der betreffenden Institution gehal-
ten. 

Die Reihenfolge der Unterkapitel berücksichtigt in dem jeweiligen The-
menbereich zuerst unterschiedlichste öffentliche und dann private Einrichtungen, 
wobei eine strikte Trennung aus pragmatischen Gründen nicht durchgängig zu 
gewährleisten war. Durch die Fragebogenaktion sind die Einrichtungen selbst 
Urheber der Informationen, die in dem Handbuch angegeben sind.  

Seit Erscheinen der ersten Auflage im Sommer 2003 wurden alle Einrich-
tungen in regelmäßigen Abständen per E-Mail angeschrieben und gebeten, ihre 
Einträge zu überprüfen und gegebenenfalls zu aktualisieren. Dazu wurde ein 
System entwickelt, das es ermöglicht, allen Einrichtungen ihren jeweiligen Ein-
trag in der Datenbank Europa in NRW und ein persönliches Passwort zu über-
mitteln. Mit diesem Passwort konnten die Einrichtungen nun selbständig ihren 
Eintrag korrigieren oder bestätigen. Die Änderungen wurden von FINE geprüft 
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und danach freigeschaltet. Eine Aufforderung zur Prüfung der Daten erfolgte im 
Jahr 2005 dreimal.  

Die letzte Aktualisierungsrunde vor Redaktionsschluss fand im August 
2005 statt. Die Neuauflage stellt aber nicht nur eine überarbeitete Fassung dar, 
sie wurde – neben einzelnen Einrichtungen – auch um ein Kapitel Printmedien, 
Rundfunk und Internet erweitert. Zudem ist die Einschränkung auf die Grenzen 
NRWs etwas gelockert worden. Im letzten Kapitel werden nun nordrhein-
westfälische Einrichtungen vorgestellt, die Repräsentanzen in Brüssel eröffnet 
haben. 

Bereits während der Erstellung des ersten Handbuches stieß das breit ange-
legte Nachschlagewerk bei den europapolitischen Akteuren auf sehr großes Inte-
resse. Deutlich wurde das Bedürfnis, mit anderen Akteuren in Kontakt zu treten 
und sich zu vernetzen. Das Handbuch ist für die Identifizierung der passenden 
Ansprechpartner eine wichtige Grundlage. Es bietet die Möglichkeit, sich über 
die Akteure in den jeweiligen anderen Politikfeldern, zu informieren. Damit soll 
es auch politikfeldübergreifende Vernetzungen anstoßen. Auch bei den Einfüh-
rungen in die Themenfelder betritt das Handbuch Neuland. Es informiert über 
die Europapolitik aus einer spezifisch nordrhein-westfälischen Perspektive. Trotz 
der zahlreichen Publikationen zu europäischen oder zu nordrhein-westfälischen 
Themen, ist eine Verbindung dieser beiden Themenkomplexe nur in wenigen 
Teilgebieten zu finden. Die Einführungen gehen in sechs Politikbereichen von 
den Zielen und Politiken der Europäischen Union aus, stellen Verknüpfungen zu 
Nordrhein-Westfalen her und analysieren die Auswirkungen auf dieses Land. 

Die Szene der europapolitischen Akteure in NRW ist stetigen Änderungen 
unterworfen. Die Herausforderungen durch die fortschreitende Europäische In-
tegration erfordern immer neue Anpassungsleistungen seitens der nationalen, 
regionalen und kommunalen Ebene. So sind nicht nur Umstrukturierungsprozes-
se, sondern auch die Erschaffung neuer Institutionen zu beobachten. Die Liste 
der Akteure, die sich dem Thema Europa mehr und mehr zuwenden, ist lang. 
Zunehmend setzt sich die Erkenntnis durch, dass wichtige Vorentscheidungen 
und Entscheidungen in Brüssel fallen. Nur wer sich auf der europäischen Bühne 
auskennt, ist in der Lage, Chancen zu nutzen und eigenen Einfluss geltend zu 
machen. 

Die Herausgeber danken der Staatskanzlei und dem Ministerium für Inno-
vation, Wissenschaft, Forschung und Technologie des Landes Nordrhein-
Westfalen für die fachliche Unterstützung und die Finanzierung. 

 
Prof. Dr. Ulrich von Alemann 
Dr. Claudia Münch 
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1. Bildung, Jugend und Wissenschaft 
1.  Bildung, Jugend und Wissenschaft 
 
 
 
 
 
Isabell van Ackeren/Klaus Klemm 
 
1.1 Einleitung:  

Europäische Förderung von Bildung, Jugend und 
Wissenschaft – Ein neuer Gestaltungsraum für NRW 

1.1  Einleitung: Europäische Förderung von Bildung, Jugend und Wissenschaft  
Das rasche Zusammenwachsen Europas und der Prozess der Globalisierung in 
einer Weltökonomie fordern eine entsprechende Bildungs-, Jugend- und For-
schungspolitik, die das Europa der Nationen und Regionen in diesen Bereichen 
zusammenhält, aber auch Raum für die Entfaltung von Eigenständigkeit belässt. 
Qualitätssicherung als Antwort auf weltweite Herausforderung gerade im Bil-
dungs- und Forschungsraum Europa sowie Vergleichbarkeitssicherung als Reak-
tion auf national und lokal gewählte autonome Lösungswege treffen sich in ih-
rem Steuerungsinteresse. Der hier vorgelegte Beitrag nimmt zunächst mit dem 
ersten Kapitel die Aspekte ‚Bildung‘, ‚Jugend‘ und ‚Wissenschaft‘ aus europä-
ischer Sicht in den Blick und legt die gemeinsame Rechtsgrundlage dieser Akti-
onsfelder dar. Das nachfolgende Kapitel geht in entsprechenden Unterkapiteln 
den einzelnen Bereichen differenzierter nach, indem die jeweilige rechtliche 
Basis vertieft sowie Ziele, Strategien, Programme und Perspektiven skizziert 
werden. Mit dem dritten Kapitel wird vor dem aufgezeigten europäischen Hin-
tergrund abschließend gefragt, wie sich das Land Nordrhein-Westfalen als euro-
päische Region mit regional-europäischen Verflechtungen in den drei benannten 
Politikbereichen mit entsprechenden politischen Leitlinien und Initiativen dar-
stellt. 

 
 

1.1.1 Rechtsgrundlage europäischer Bildungs-, Jugend- und 
Forschungspolitik  

 
Die Antriebskräfte der Gestaltung der europäischen Integration sind bekannter-
maßen in ihren Anfängen von einem überwiegend wirtschaftlichen Interesse 
geprägt gewesen; die Kooperation in den Bereichen Bildung, Jugend und Wis-
senschaft hatte lange Zeit nur eine randständige Bedeutung. Anerkennungsricht-
linien im berufsbildenden Bereich sowie für Abschlusszertifikate im Hochschul-
bereich markierten den Beginn konzertierter Strategien in diesem politischen 
Handlungsbereich, obgleich die Gewichtigkeit solcher Vereinbarungen für den 
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Arbeitsmarkt unverkennbar ist und das wirtschaftspolitische Interesse deutlich 
hervortritt. 

Der am 7. Februar 1992 in Maastricht unterzeichnete Vertrag über die 
Gründung einer Europäischen Union auf der Basis der Europäischen Gemein-
schaften1, der am 1. November 1993 in Kraft trat, markiert einen entscheidenden 
Wendepunkt für die Entwicklung von einer Wirtschaftsgemeinschaft zu einem 
bereichsübergreifenden Unionsgedanken im Allgemeinen. Mit diesem Vertrag 
erhielt auch die europäische Bildungs-, Jugend- und Forschungspolitik im Spe-
ziellen eine Rechtsgrundlage für gezieltes Handeln. Der am 2. Oktober 1997 in 
Amsterdam unterzeichnete und am 1. Mai 1999 in Kraft getretene Vertrag von 
Amsterdam änderte den Vertrag von Maastricht zur Europäischen Union und die 
Verträge zur Gründung der Europäischen Gemeinschaften sowie einige damit 
zusammenhängende Rechtsakte und die Nummerierung. Die Bereiche ‚Bildung 
und Jugend‘ sowie ‚Forschung und technologische Entwicklung‘ blieben jedoch 
weitgehend unverändert.  

Den aktuellen rechtlichen Rahmen für europäische Bildungs- und Jugend-
fragen bildet somit der Vertrag über die Europäische Gemeinschaft in der Fas-
sung des Vertrages von Amsterdam vor allem in den Artikeln 149 und 150. Mit 
den Artikeln 163 bis 173 dieses Dokumentes wird der Rahmen für „Forschung 
und technologische Entwicklung“ abgesteckt.2 Deutlich wird in diesem Schrift-
stück formuliert, dass Bildungs- und Jugendpolitik unter Berufung auf national-
staatliche kulturelle und sprachliche Identität unter Ausschluss jeglicher Harmo-
nisierungsabsichten in den Verantwortungsbereich der einzelnen Mitgliedstaaten 
fällt. ‚Top down‘ verordnete Angleichungsprozesse, etwa mit Blick auf Lehr-
planfragen oder die strukturelle Gestaltung von Bildungssystemen, ließen sich 
demnach nicht mit den EG-Vertragsbedingungen rechtfertigen, verstärkte frei-
willige Koordination im Sinne einer gemeinschaftsfreundlichen Gestaltung die-
ses Politikbereichs ist hingegen nicht ausgeschlossen. Die Europäische Union 
fördert, unterstützt und ergänzt – dem Subsidiaritätsprinzip folgend – die Zu-
sammenarbeit der Mitgliedstaaten im Hinblick auf eine qualitativ hoch stehende 
Bildung.  

Der Europäischen Union kommt bei der Wissenschafts- und Forschungspo-
litik ebenfalls eine fördernde, unterstützende und koordinierende Rolle gemein-
samer Maßnahmen zu, um die Kohärenz nationalstaatlicher Politiken sicherzu-
stellen. Der Schwerpunkt liegt auf der Schaffung mehrjähriger Rahmenpro-
gramme, deren Konzepte und Inhalte im entsprechenden nachfolgenden Ab-
schnitt aufgegriffen werden.  

                                                 
1  Die europäische Integration beruht auf vier Gründungsverträgen, nämlich dem Vertrag über die 

Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS), dem Vertrag zur Grün-
dung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG), dem Vertrag zur Gründung der Europä-
ischen Atomgemeinschaft (Euratom) und dem Vertrag über die Europäische Union. 

2  Vgl. Konsolidierte Fassung des Vertrages zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft. Amts-
blatt der Europäischen Gemeinschaften C 340 vom 10.11.1997, S. 173-308. 
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1.1.2 Ziele, Maßnahmen und Perspektiven in den einzelnen 
Handlungsfeldern 

 
Nachfolgend werden die Bereiche ‚Jugend‘, ‚Bildung‘ und ‚Wissenschaft‘ ge-
trennt voneinander behandelt und vertieft, doch wird deutlich, dass sie sich vor 
allem an den Schnittstellen ‚Jugend‘ und ‚Bildung‘ sowie ‚Bildung‘ und ‚Wis-
senschaft‘ als interdependent erweisen, was sich auch in dem Bemühen auf euro-
päischer Ebene äußert, sie in Zukunft besser miteinander zu verknüpfen.  
 
1.1.2.1 Bildung  
 
Rechtsgrundlage sowie Ziele europäischer Bildungspolitik zu Beginn des  
21. Jahrhunderts 
 
Zu den entsprechenden konkreten Zielen der EU-Arbeit im Bildungsbereich 
gehört nach Artikel 149 des EG-Vertrages als Rechtsgrundlage dieses europä-
ischen Politikfeldes im allgemein bildenden Bereich die Förderung der europä-
ischen Dimension im Bildungswesen, der Mobilität von Lehrenden und Lernen-
den mittels administrativer, rechtlicher, sozioökonomischer und sprachlicher 
Erleichterungen, die Förderung der Anerkennung von Zertifikaten und Studien-
leistungen, der Zusammenarbeit zwischen Bildungseinrichtungen, des Informati-
ons- und Erfahrungsaustausches über gemeinsame Probleme sowie der Entwick-
lung der Fernlehre. 

Im Bereich der beruflichen Bildung geht es nach Artikel 150 zudem um die 
Erleichterung und Förderung der Anpassung an industrielle Wandlungsprozesse 
(Stichworte sind hier ‚berufliche Bildung‘ und ‚Umschulung‘), der beruflichen 
Aus- und Weiterbildung sowie der Ein- bzw. Wiedereingliederung in den Ar-
beitsmarkt, der Mobilität Auszubildender und Ausbildender, der Zusammenar-
beit zwischen schulischen Ausbildungseinrichtungen und Unternehmen sowie 
des Informations- und Erfahrungsaustausches. 

Der Europäische Rat von Lissabon hat im Jahr 2000 der Bildungspolitik ei-
ne zentrale Rolle zugeschrieben. Sie wird als wichtigstes Mittel der Gestaltung 
Europas als wettbewerbsfähiger und dynamischer Informations- und Wissen-
schaftsraum im Kontext der Bekämpfung von Arbeitslosigkeit und als Voraus-
setzung dauerhaften wirtschaftlichen Erfolges angesehen. In der Folge des Euro-
päischen Rates von Lissabon wurde ein „Bericht zu den konkreten künftigen 
Zielen der Systeme der allgemeinen und beruflichen Bildung“ erarbeitet und zu 
Beginn des Jahres 2001 in Stockholm als erstes kohärentes Konzept für die nati-
onalen Bildungspolitiken im Kontext der Europäischen Union verabschiedet. Zu 
den wesentlichen Handlungsbereichen und damit verknüpften Zielsetzungen gehö-
ren3:  
                                                 
3  Vgl. auch Europäische Kommission – Generaldirektion Bildung und Kultur: Allgemeine und be-

rufliche Bildung in Europa. Unterschiedliche Systeme, gemeinsame Ziele für 2010. Arbeitspro-
gramm zur Umsetzung der Ziele der Systeme der allgemeinen und beruflichen Bildung. Luxem-
burg, 2002. 
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– die Sicherung und Steigerung der Qualität der allgemein- und berufsbilden-
den Systeme einschließlich des effizienten Einsatzes knapper Ressourcen,  

– die Sicherung des Zugangs zu lebenslangem Lernen durch die Schaffung 
entsprechender attraktiver Realisierungs- und Zugangsmöglichkeiten zu 
Bildung in allen Lebensphasen in einem offenen Lernumfeld sowie 

– die europäische und vor allem internationale Öffnung von Bildung, etwa 
über die Förderung von Mobilität und Fremdsprachenunterricht.  

 
Die Notwendigkeit eines in dieser Weise gestalteten gemeinsamen europäischen 
Bildungsraumes ist vom Europäischen Rat im März 2002 in Barcelona bekräftigt 
worden. Der Bildungsstandard europäischer Systeme solle bis 2010 zu einer 
weltweiten Qualitätsreferenz werden. Die Durchlässigkeit zwischen der Vielfalt 
der nationalstaatlichen Systeme, die wechselseitige rechtswirksame Anerken-
nung von Qualifikationen sowie die Nutzung der Informations- und Kommuni-
kationstechnologien (IKT) stellen ebenfalls wichtige bildungspolitische Ziele in 
diesem Kontext dar. Entsprechende Handlungskonzepte sind zu entwerfen und in 
der Verzahnung mit Partnern unterschiedlichster Bereiche umzusetzen.  

Die Kooperation der EU-Staaten im Bildungsbereich hat zu Beginn des neu-
en Jahrhunderts ihren Rahmen für deutlich mehr Vernetzung und Zielgerichtet-
heit erhalten. Die Deklaration von 31 europäischen Bildungsministern vom 30. 
November 2002 in Kopenhagen bekräftigt das Ziel der verstärkten Zusammenar-
beit, die der so genannten ‚offenen Koordinierungsmethode‘ folgt. Ein solches 
Vorgehen soll die nationalen Politiken einander annähern helfen und zur Ver-
wirklichung gemeinsamer Ziele beitragen, indem beispielsweise Ziele sowie 
Messinstrumente einschließlich von Statistiken und Indikatoren zur Standortbe-
stimmung gemeinsam ermittelt und festgelegt werden. Bereits vorliegende Indika-
toren zur Qualität schulischer Bildung sollen vertieft und regelmäßig aktualisiert 
werden. Zum Einsatz kommen sollen Fortschrittsindikatoren, Benchmarks zur 
Festlegung konkreter Zielsetzungen, der regelmäßige Erfahrungsaustausch sowie 
Peer-Reviews zur Verbreitung bewährter Praktiken. Die Fortschritte werden je-
weils mittels gemeinsam vereinbarter Indikatoren überprüft. Die Benchmarks ver-
teilen sich auf die Bereiche  
 
– Investitionen in allgemeine und berufliche Bildung:  

Die Humankapitalinvestitionen pro Kopf sollen von Jahr zu Jahr substan-
ziell gesteigert werden. 

– Schulabbrecher:  
Ziel ist die Halbierung der nationalen Abbrecherquoten gemessen an den 
Daten aus dem Jahr 2000.  

– Hochschulabsolventen in den Bereichen Mathematik, Naturwissenschaften 
und Technik:  
Die Anzahl der Studierenden ist demnach bei gleichzeitiger Abschwächung 
geschlechtsspezifischer Ungleichheiten deutlich zu steigern.  
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– Personen mit Abschluss des Sekundarbereichs II:   
Der EU-Durchschnitt soll von knapp 75% (Angabe beruht auf den verfüg-
baren EU-Daten in: OECD 2002) auf mindestens 80% angehoben werden. 

– Schlüsselkompetenzen:  
Der Prozentsatz der 15-Jährigen mit schwachen Leistungen in den Berei-
chen ‚Lesekompetenz‘ sowie mathematische und naturwissenschaftliche 
Kompetenzen soll in den jeweiligen Mitgliedstaaten halbiert werden. 

– Lebenslanges Lernen:  
Mindestens 15% der Erwachsenen im erwerbsfähigen Alter sollen an le-
benslangem Lernen beteiligt sein.  

 
Die Benchmarks waren auf nationaler Ebene bis Mai 2003 anzunehmen und 
konnten im Zwischenbericht zur Umsetzung des detaillierten Arbeitsprogramms 
zur Erreichung der Ziele der allgemein- und berufsbildenden Bildungssysteme in 
Europa berücksichtigt werden. In Deutschland ist im Auftrag des Bundesministe-
riums für Bildung und Forschung (BMBF) die Nationale Agentur Bildung für 
Europa beim Bundesinstitut für Berufsbildung für die Umsetzung europäischer 
Bildungsprogramme zuständig (www.na-bibb.de/home). Der Bericht „ALLGE-
MEINE UND BERUFLICHE BILDUNG 2010 – Die Dringlichkeit von Refor-
men für den Erfolg der Lissabon-Strategie“ wurde im Frühjahr 2004 vorgelegt. 
Es wird deutlich formuliert, dass zwar Bemühungen in allen europäischen Län-
dern zur Erreichung der Ziele erkennbar sind, doch entsprächen die durchgeführ-
ten Reformen nicht den zu bewältigenden Herausforderungen und dem vorgese-
henen Zeitplan. In ihrem zweiten jährlichen Arbeitspapier „Lissabonner Ziele: 
Fortschritte im Bereich allgemeine und berufliche Bildung“ lenkt die Europäi-
sche Kommission den Blick auf besonders dringliche Handlungsbereiche. Dazu 
gehören u.a. die hohe Zahl von Schulabbrechern, die zu erhöhende Zahl an 
Hochschulabsolventen, insbesondere in Mathematik, Naturwissenschaften und 
Technik, die Entwicklung kohärenter Strategien für lebenslanges Lernen, die 
Qualität der Lehrerbildung sowie das Fremdsprachenlernen (mindestens zwei 
Fremdsprachen) im allgemein bildenden Schulsystem.4  

 
Instrumente und Programme der Umsetzung bildungspolitischer Leitlinien in 
Europa  
 
Im Sinne der Förderung und Unterstützung der Zusammenarbeit zwischen den 
Mitgliedstaaten stehen auf europäischer Ebene Mittel für gezielte Maßnahmen 
zur Verfügung. Hier sind vor allem die großen Aktionsprogramme SOKRATES 
für den allgemein bildenden Bereich und LEONARDO DA VINCI für die beruf-
liche Bildung zu nennen, die bislang hunderttausenden Schülerinnen und Schü-
lern, Lehrkräften, Auszubildenden und Ausbildern multilaterale Lern- und Ar-
beitserfahrungen ermöglicht haben. Darüber hinaus gehören Empfehlungen, 

                                                 
4  Vgl. Commission of the European Communities: Progress towards the Lisbon objectives in 

education and training. Commission Staff Working Paper. Brüssel, 2005. 
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Mitteilungen, Arbeitspapiere und Pilotprojekte zur Arbeitsleistung der EU in 
diesem Bereich.  

Die nachfolgend skizzierten Programme in den Bereichen allgemeiner und 
beruflicher Bildung zielen im Kern auf die Mobilitätsförderung, den Ideen- und 
Verfahrensaustausch sowie die Qualitäts- und Innovationsförderung in Europa 
und eröffnen sich einem breiten Spektrum von Akteuren und Einrichtungen. Sie 
zählen zu den wichtigsten Instrumenten der Umsetzung von Bildungsstrategien 
auf europäischer Ebene. 

Im Kontext der Allgemeinbildung fördert das Aktionsprogramm SOKRA-
TES die europäische Dimension in diesem Handlungsfeld. Es dient der Verbes-
serung von Sprachkenntnissen sowie der Förderung von Mobilität, Innovation 
und Chancengleichheit. Neben fünfzehn EU-Staaten sind drei EFTA/EWR-
Länder sowie zehn assoziierte mittel- und osteuropäische Länder in das Pro-
gramm einbezogen, so dass geographisch gesehen fast das gesamte Europa ab-
gedeckt ist. Eine Öffnung gegenüber der Türkei ist mittelfristig ebenfalls vorge-
sehen. SOKRATES richtet sich an Schüler und Schülerinnen, Studierende, Lehr-
kräfte sowie Bildungs-, Verwaltungs- und Führungspersonal. Die Bezeichnung 
‚SOKRATES‘ steht dabei als Oberbegriff für folgende Unterprogramme:  
 
– COMENIUS  

… zielt auf die vorschulische bis weiterführende Bildung, etwa durch die 
Förderung von Schulpartnerschaften und die Gewährung von Mobilitätszu-
schüssen.  

– ERASMUS  
… fördert im Rahmen der Hochschulbildung Mobilitätsstipendien und         
-zuschüsse für Studierende und Dozenten sowie Hochschulverträge und 
thematische Netzwerke zwischen Universitäten.  

– GRUNDTVIG   
… agiert in der Erwachsenenbildung und anderen Bildungswegen.  

– LINGUA  
… fördert Sprachunterricht und den Spracherwerb durch Mobilitätszuschüs-
se; die schulische Komponente wird inzwischen vollständig von COME-
NIUS abgedeckt. 

– MINERVA 
… legt den Schwerpunkt auf Informations- und Kommunikationstechnolo-
gien im Bildungsbereich sowie auf Fernstudien.  

 
Hinzu kommen Beobachtung von Bildungssystemen, Bildungspolitiken und 
Innovationen im Bildungsbereich, gemeinsame Programme mit anderen europä-
ischen Initiativen sowie flankierende Maßnahmen. Das 1995 gestartete Förder-
programm ist im Jahr 2000 in seine zweite Phase eingetreten. Für diesen zweiten 
Projektabschnitt (SOKRATES II, 2000-2006) steht ein Haushaltsrahmen von 
1,850 Milliarden Euro zur Verfügung; die Finanzausstattung wurde damit im 
Vergleich zur ersten Phase – dies gilt auch für das nachfolgend dargestellte  
LEONARDO-Programm – deutlich erhöht.  
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Ein weiterer Schwerpunkt liegt auf Maßnahmen im Bereich der informati-
ons- und kommunikationstechnologischen Förderung. Mit dem Eintritt in das 
digitale Zeitalter erweist es sich aus Sicht der Europäischen Union als unabding-
bar, jungen Menschen den Zugang zur Informationsgesellschaft zu ermöglichen. 
Zu den entsprechenden Aktionslinien gehören die Verbesserung der digitalen 
Infrastruktur sowie die Erhöhung des Wissensstandes bei gleichzeitiger Anpas-
sung der Systeme der allgemeinen und beruflichen Bildung an die Wissensge-
sellschaft einschließlich der Ausbildung von Lehrkräften und Ausbildern. Mit 
‚netd@ys Europe‘ als Initiative der Europäischen Kommission wird seit 1997 
eine jährliche Förderwoche in Schulen durchgeführt, um neue Technologien zu 
fördern und Schülerinnen und Schüler sowie Lehrkräfte mit den Möglichkeiten 
neuer Medien vertraut zu machen. Ein europäischer Wettbewerb für multimedia-
le Lernprogramme oder auch die Initiative ‚e-learning‘ ergänzen das Spektrum 
der Maßnahmen, um nur wenige Beispiele zu nennen.  

SOKRATES zielt darauf, die Beschäftigungsfähigkeit durch die unter-
schiedlichen Aktionsprogramme zu verbessern. Hieran knüpft das Projekt LEO-
NARDO DA VINCI für die berufliche Bildung an. Es will die berufliche Inte-
gration erleichtern, die Qualität beruflicher Bildung steigern und Innovationen 
fördern. Es legt seine Schwerpunkte gemäß dieser Ziele auf die lebensbegleiten-
de Bildung, die Nutzung von Kommunikations- und Informationstechnologien, 
die Unterstützung von am Arbeitsmarkt benachteiligten Menschen und die Stär-
kung der Partnerschaft zwischen Akteuren aus unterschiedlichen Bereichen.  

Ebenso wie an SOKRATES sind auch an LEONARDO DA VINCI 31 Län-
der beteiligt. Die Zeiträume der Durchführung sind ebenfalls deckungsgleich. 
Für die zweite Projektphase von LEONARDO II stehen für den Zeitraum 2000 
bis 2006 insgesamt 1,115 Mrd. Euro zur Verfügung. 

Für die nächste EU-Programmgeneration im Zeitraum 2007 bis 2013 gibt es 
neue Schwerpunkte, die zugleich dem Erreichen der Lissabonner Zielvorgaben 
dienen sollen. Das „Integrated Action Programme in Lifelong Learning“ umfasst 
die sektoralen Einzelprogramme im Bereich der schulischen Bildung (COME-
NIUS), der Hochschulbildung (ERASMUS), der beruflichen Bildung (LEO-
NARDO DA VINCI) und der Erwachsenenbildung (GRUNDTVIG). Zugleich 
werden Zielvorgaben formuliert, wie viele Personen mit den Programmen er-
reicht und gefördert werden sollen: mindestens 5% der Schülerinnen und Schüler 
innerhalb der EU, Teilnahme von 3 Millionen Menschen an der studentischen 
Mobilität bis 2011, Steigerung der Praktika in Unternehmen auf 150.000 jährlich 
bis zum Programmende 2013 sowie jährliche Förderung von 25.000 Personen in 
dem Erwachsenenbildungs-Programm. Ergänzt wird das integrierte Aktionspro-
gramm durch Querschnittsmaßnahmen und durch das Programm Jean Monnet 
zur Förderung der europäischen Integration. Der Finanzrahmen wird sich gegen-
über dem vorherigen Förderzeitraum deutlich erweitern; geplant ist ein Volumen 
von 13,62 Mrd. Euro für die Gesamtlaufzeit. 
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1.1.2.2 Jugend 
 
Rechtsgrundlage und wesentliche Leitlinien der Jugendpolitik in Europa 
 
Die Förderung des Fremdsprachenerwerbs, der Mobilität von Lernenden und 
Auszubildenden, der Zusammenarbeit von Bildungseinrichtungen und des Erfah-
rungs- und Informationsaustausches stehen nach den Artikeln 149 und 150 des 
EU-Vertrags in der Fassung von Amsterdam ebenso wie für den Bildungsbereich 
im Fokus der jugendbezogenen Aktivitäten, zumal Bildung und Jugend in beiden 
Artikeln gemeinsam behandelt werden. Auf der Grundlage des Vertrages ist es 
der EU möglich, in zahlreichen Handlungsbereichen tätig zu werden, die Jugend-
fragen direkt oder auch indirekt betreffen. Dazu gehören die Unionsbürgerschaft, 
Gesundheit, Verbraucherschutz, Freizügigkeit von Personen, Umweltschutz, Ar-
mutsbekämpfung, Kampf gegen Diskriminierung, aber auch die in diesem Bei-
trag benannten Bereiche der allgemeinen und beruflichen Bildung sowie der 
Wissenschaft, etwa bei der Förderung der Mobilität junger Forscher. Eine um-
fassende Zuständigkeit für die Jugendpolitik kann mittels des geltenden Ver-
tragswerkes über die Europäische Union jedoch nicht begründet werden. 

Die wesentlichen politischen Leitideen für den Bereich ‚Jugend‘ im 21. 
Jahrhundert sind im Weißbuch der Europäischen Kommission vom November 
2001 festgehalten. Dieses wurde auf der Grundlage einer breit angelegten Kon-
sultation von Jugendlichen unterschiedlichster Herkunft, von Jugendorganisatio-
nen, der wissenschaftlichen Gemeinschaft sowie politischer Verantwortlicher 
zwischen Mai 2000 und März 2001 entwickelt. Es geht auf die Feststellung zu-
rück, dass die derzeitige europäische Zusammenarbeit im Jugendbereich den 
gegenwärtigen und zukünftigen Anforderungen nicht gewachsen ist. Das ‚White 
Paper‘ wurde vom Europäischen Parlament als dynamisierendes Papier der Ju-
gendpolitik begrüßt, das das Subsidiaritätsprinzip wahre. Zu den formulierten 
Forderungen an die europäische Jugendpolitik gehören: 
 
– die Schaffung eines koordinierten Ansatzes der Information von Jugendli-

chen in Europa über Fragen der Europäischen Union; die Errichtung eines 
entsprechenden elektronischen Portals ist angedacht, 

– eine Bestandsaufnahme und Vernetzung der bestehenden Strukturen sowie 
der im Rahmen der Union laufenden Jugend-Studien und Forschungsarbei-
ten sowie gegebenenfalls die Ausarbeitung eines Studien- und Forschungs-
programms, 

– der Ausbau der Freiwilligenarbeit von Jugendlichen, 
– die Verbesserung der Qualität von Bildung einschließlich des außerschuli-

schen Lernens sowie der Möglichkeiten lebenslangen Lernens und der Mo-
bilität, 

– die Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit, die Senkung der Schulabbre-
cherquoten und die Stärkung der Informationstechnologien im Unterricht; 
auf diesen Gebieten ist die Union seit mehreren Jahren besonders aktiv, um 
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die Beschäftigungsfähigkeit zu verbessern, Unternehmergeist zu entwickeln 
und Arbeitsplätze zu schaffen sowie 

– die soziale Integration und der Kampf gegen Armut, Rassismus und Frem-
denfeindlichkeit. 

 
Das Weißbuch ‚Neuer Schwung für die Jugend Europas‘5 wurde im November 
2001 angenommen und führte sechs Monate später zu einer entsprechenden 
Entschließung des Rates über den Rahmen der jugendpolitischen Zusammenar-
beit in Europa. 
 
Jugendprogramme auf europäischer Ebene 
 
Mit der Initiative ‚Jugend für Europa‘ (‚Youth for Europe‘) wurden in der Zeit 
von 1995 bis 1999 etwa 400.000 Jugendliche im Alter zwischen 15 und 25 Jah-
ren erreicht und in Bildungsprozessen außerhalb der Schulsysteme mit einem 
Budget von 126 Millionen Euro gefördert.  

Im Zeitraum von 1997 bis 1999 wurde zudem mit dem ‚Europäischen Frei-
willigendienst‘ (‚European Voluntary Service‘) jungen Menschen im Alter von 
18 bis 25 Jahren die Möglichkeit gegeben, im Rahmen von sozial oder humanitär 
ausgerichteten Maßnahmen aktiv zu sein. Das Gesamtbudget lag hier bei 520 
Millionen Euro. 

Mit den ‚Schulen der zweiten Chance‘ wird als Folgemaßnahme des Weiß-
buches „Lehren und Lernen: Auf dem Weg zur kognitiven Gesellschaft“ von 
19956 das Ziel der Wiedereingliederung von Jugendlichen, die das Bildungssys-
tem ohne Ausbildung oder Qualifikation verlassen haben, verfolgt. Als europä-
isches Netzwerk angelegt, gliederten sich überall in Europa Schulen dieser Idee 
an, alle mit dem gleichem Ziel: die Ausgrenzung von Jugendlichen durch Bil-
dung zu bekämpfen. Marseille war Vorreiter; es folgten Leeds in Großbritannien 
und Hämeenlinna in Finnland, Schulen in Dänemark, Spanien, Griechenland und 
Italien. Auch in Köln gibt es eine entsprechende Schule, die seit 1997 besteht 
und mit 400 Schülerinnen und Schülern die größte in Europa ist. Das Projekt 
wird zusammen mit den zuständigen nationalen Ministerien durchgeführt und 
befindet sich an der Schnittstelle von ‚Jugend‘ und ‚Bildung‘.  

Das Programm ‚JUGEND‘ bzw. ‚YOUTH‘ fasst viele der bis zum Ausgang 
des 20. Jahrhunderts auf europäischer Ebene durchgeführten Initiativen zusam-
men. Von 2000 bis 2006 sollen Jugendlichen im Rahmen dieses Aktionspro-
gramms neue Ausbildungserfahrungen sowie der Erweb von Kompetenzen und 
Fähigkeiten ermöglicht werden. „Ziel des Programms JUGEND ist es, die Ju-
gendlichen bei ihrem Beitrag zum Aufbau Europas zu unterstützen, ein Ver-
ständnis für andere Kulturen zu entwickeln, die Grundwerte zu stärken, d.h. für 
die Einhaltung der Menschenrechte zu sorgen und Rassismus bzw. Fremden-
                                                 
5 Vgl. Kommission der Europäischen Gemeinschaften: Weißbuch der Europäischen Kommission. 

Neuer Schwung für die Jugend Europas. Brüssel, 2001. 
6 Vgl. Kommission der Europäischen Gemeinschaften: Weißbuch Leben und Lernen: Auf dem 

Weg zur kognitiven Gesellschaft. Brüssel, 1995. 
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feindlichkeit zu bekämpfen, einen Solidaritätssinn zu entwickeln, Unternehmer-
geist, Eigeninitiative und Kreativität zu fördern, die Anerkennungen der nicht 
formalen Bildung zu unterstützen und die Zusammenarbeit zwischen allen jenen 
zu stärken, die im Jugendbereich tätig sind“.7 Gemeinsame Aktionen im Zusam-
menhang mit den Projekten SOKRATES und LEONARDO DA VINCI aus dem 
Bildungsbereich werden ebenfalls gefördert. 

Als Ausblick auf den Förderzeitraum 2007 bis 2013 sei insbesondere auf 
das Projekt „Youth in action“ verwiesen, das eine Vielzahl von Aktivitäten zu-
sammenfasst, wie Jugendaustausche, den „European Voluntary Service“ und 
„Youth for the World“. Gebündelte Informationen zum Thema Jugend in Europa 
finden sich über das Webportal http://europa.eu.int/youth/. 

Mit der Initiative ‚Youth for Europe‘ war ein ‚Youth Research‘-Programm 
verknüpft, mit dem Forschung zu Jugendfragen in Europa gefördert wurde. Die 
Forschungsprojekte waren vor allem anwendungsbezogen, um die wichtigen 
Handlungsfelder für diesen Politikbereich zu erkennen. Zu den wesentlichen 
Kategorien gehörten ‚Benachteiligte Jugendliche‘ sowie ‚Werte, Erwartungen 
und Selbstverständnis‘ von Jugendlichen mit Blick auf Europa. An dieser Stelle 
haben die Handlungsfelder ‚Jugend‘ und ‚Forschung‘ eine gemeinsame Schnitt-
menge. Letzterer Aspekt wird im nachfolgenden Abschnitt vertieft. 

 
1.1.2.3 Wissenschaft 
 
Gesetzliche Regelungen und Schwerpunktthemen der Forschungsförderung 
 
Unter der Überschrift „Forschung und technologische Entwicklung“ wird im 
Amsterdamer Vertrag in den Artikeln 163 bis 173 der Rahmen für diesen Hand-
lungsbereich abgesteckt. Die Förderung der wissenschaftlichen und technologi-
schen Grundlagen und die Entwicklung internationaler Wettbewerbsfähigkeit 
von Unternehmen, Hochschulen und Forschungszentren bilden den Ausgangs-
punkt entsprechender Maßnahmen. Mit Artikel 166 bis 170 werden mehrjährige 
Rahmenprogramme als Instrumente beschrieben, mit denen alle Aktionen der 
Gemeinschaft zusammengefasst werden. Solche Programme gibt es bereits seit 
1984. 

Die Schaffung eines europäischen Forschungsraumes stellt eines der obers-
ten Ziele der Wissenschaftspolitik der EU dar, in dem sämtliche Forschungsakti-
vitäten der Gemeinschaft effizient gebündelt und koordiniert werden sollen. Die 
EU-Aktionsprogramme richten sich an Hochschulen, Forschungseinrichtungen 
und die Industrie einschließlich kleiner und mittelständischer Unternehmen.  

 
 
 
 

                                                 
7  Kommission der Europäischen Gemeinschaften: Weißbuch der Europäischen Kommission. 

Neuer Schwung für die Jugend Europas. Brüssel, 2001. 
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Rahmenprogramme der europäischen Forschungs- und Wissenschaftspolitik 
 
Europäische Forschungspolitik wird in Forschungsrahmenprogrammen umge-
setzt, die mit einer Laufzeit von jeweils fünf Jahren notwendige Planungssicher-
heit bieten sollen. Das fünfte dieser Programme, die das wichtigste Instrument 
der Forschungsfinanzierung in Europa darstellen, wurde im Zeitraum von 1998 
bis 2002 mit einem Haushalt von 14,96 Milliarden Euro durchgeführt; das der-
zeit aktuelle 6. Rahmenprogramm verfügt über ein Finanzvolumen von 17,5 
Milliarden Euro. Zu den Grundprinzipien, die das gegenwärtige Programm 
kennzeichnen, gehören  
 
– die Konzentration auf eine begrenzte Zahl vorrangiger Forschungsbereiche 

mit ausgeprägtem europäischen Mehrwert,  
– die Entfaltung einer stärker strukturierenden Wirkung auf Forschung und 

Entwicklung in Europa zur Sicherstellung eines internationalen Standards,  
– die Entwicklung wissenschaftlicher und technischer Exzellenz,  
– die bessere Koordinierung der Forschungsaktivitäten sowie  
– die Vereinfachung und Straffung der Durchführungsbestimmungen durch 

neu festzulegende Förderformen und dezentralisierte Verwaltungsverfahren.  
 
Zu den vorrangig geförderten Themenbereichen gehören unter anderem Biowis-
senschaften und -technologien, Technologien der Informationsgesellschaft, Na-
nowissenschaften und -technologien, Luft- und Raumfahrt, Lebensqualität und 
-sicherheit, nachhaltige Entwicklung, globale Veränderungen und Ökosysteme 
sowie Bürger und Staat in der Wissensgesellschaft. Die entsprechende Unter-
stützung richtet sich auf Maßnahmen zur Förderung von Forschung und Inno-
vation, auf die Mobilität von Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern, auf 
die Ausgestaltung von Forschungsinfrastrukturen und die Stärkung der dialogi-
schen Beziehung von Wissenschaft und Gesellschaft. 

Zu den spezifischen Instrumenten innerhalb der Rahmenprogramme gehö-
ren integrierte Projekte und Exzellenznetzwerke, die die europäische Spitzenfor-
schung durch eine langfristige Verflechtung herausragender Forschungseinrich-
tungen und -abteilungen stärken sollen. Zudem sollen gezielte Forschungsprojek-
te und Koordinierungsmaßnahmen, etwa im Bereich der Organisation von Kon-
ferenzen, der Einsetzung von Expertengruppen, der Durchführung von Studien 
und der Entwicklung von Informationssystemen zur Entwicklung des europäi-
schen Forschungsraumes beitragen.  
 
 
1.1.3 Europäische Bildungs-, Jugend- und Forschungsperspektiven in 

Nordrhein-Westfalen 
 
Die Chancen, die mit den offenen Grenzen innerhalb Europas und weltweit mit 
neuen Kommunikationsmöglichkeiten verbunden sind, können genutzt werden, 
wenn Europas Bürgerinnen und Bürger diese Möglichkeit aktiv ergreifen. Auch 
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in Nordrhein-Westfalen als europäischer Bildungs-, Ausbildungs- und For-
schungsregion wird Europa zunehmend als tägliches Handlungsfeld verstanden. 
Bildung, Hochschulausbildung und Weiterbildung arbeiten an ihrer internationa-
len Öffnung. Dies geschieht unter anderem im Rahmen der oben genannten EU-
Initiativen zur grenzübergreifenden Kooperation, mit denen jungen Menschen in 
der Erfahrung anderer Kulturen und Sprachen Kompetenzen für ein internationa-
les Lebens- und Berufsfeld vermittelt werden. Die Verflechtungen Nordrhein-
Westfalens mit und in Europa werden im Folgenden für die Aspekte ‚Bildung‘, 
‚Jugend‘ und ‚Wissenschaft‘ aus der regionalen Sicht beleuchtet. Dabei wird 
deutlich, dass vieles auf den Weg gebracht ist bzw. wird, die Arbeit am Zusam-
menwachsen Europas auf lokaler Ebene aber durch eine langfristige und kontinu-
ierliche Perspektive gekennzeichnet sein muss. 

 
1.1.3.1 Bildung 
 
Kinder und Jugendliche wachsen heute in einem Europa auf, das durch sprachli-
che und kulturelle Vielfalt geprägt ist. Der Umgang mit dieser Vielgestaltigkeit 
ist heute mehr denn je von Bedeutung. Mehrsprachigkeit gehört daher zu den 
wichtigsten Schlüsselqualifikationen und formt einen Schwerpunkt der im Kon-
text von Europa zu sehenden Maßnahmen der Bildungspolitik in NRW.  

Auf Initiative des Europarates und der Europäischen Gemeinschaft wurde 
das Jahr 2001 zum ‚Europäischen Jahr der Sprachen‘ ausgerufen. Es fand unter 
dem Motto ‚Sprachen öffnen Türen‘ auch in NRW statt. Es handelte sich um 
eine Kampagne für das Sprachenlernen sowie die Entwicklung eines Handlungs-
konzeptes für eine bessere Förderung des Fremdsprachenerwerbs. In Nordrhein-
Westfalen fand der Aufruf große Resonanz. Zum Thema Sprachenlernen und zur 
Förderung der Mehrsprachigkeit fanden etwa 600 Informationsveranstaltungen, 
Konferenzen, Sprachenfeste, Wettbewerbe und Projekte auf allen Ebenen des 
Bildungssystems und in allen Regionen des Landes statt. Vorreiter waren die 
Schulen mit 360 Veranstaltungen, doch beteiligten sich auch Hochschulen, Wei-
terbildungseinrichtungen, ausländische Kulturinstitute, Firmen, Verbände, Ver-
lage, Medienanstalten sowie ganze Städte und Gemeinden. Auf Beschluss des 
Ministerrates wird das Europäische Jahr der Sprachen in Form eines alljährlich 
wiederkehrenden Europäischen Tages der Sprachen eine Fortsetzung finden.  

Bilinguale Angebote an nordrhein-westfälischen Schulen gehören zu den 
regelmäßigen Maßnahmen europaorientierter Politikstrategien. Solche Schulen 
mit zweisprachigen Angeboten bieten die Fremdsprache in ausgewählten Fä-
chern als Unterrichtssprache an. In der Bundesrepublik gibt es inzwischen über 
450 Schulen aller Schulformen des allgemein bildenden Schulwesens mit einem 
bilingualen Angebot in den Sprachen Englisch, Französisch, Italienisch, Neu-
griechisch, Niederländisch, Polnisch, Russisch, Spanisch und Tschechisch – mit 
weiter steigender Tendenz. Nordrhein-Westfalen hat dabei den größten Anteil 
(vgl. www.bildungsportal-nrw.de). Waren es anfangs ausschließlich Gymnasien, 
haben inzwischen auch Realschulen und Gesamtschulen bilingualen Unterricht 
in ihr Unterrichtsangebot aufgenommen. In der Mehrheit handelt es sich dabei 
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um deutsch-englische und – in deutlich geringerem Umfang – um deutsch-
französische Angebote. Daneben gibt es Realschulen mit Niederländisch, eine 
Gesamtschule mit Neugriechisch und Gymnasien mit Italienisch, Neugriechisch, 
Niederländisch und Spanisch als Sprachangebot. Der hohe Anteil des Englischen 
ergibt sich aus der Tatsache, dass bilingualer Unterricht fast immer an die erste 
Fremdsprache angebunden ist.  

Das frühe Fremdsprachenlernen wird mit der flächendeckenden Einführung 
von Englisch als zusätzlichem Fach mit zusätzlicher Stundenzahl in der dritten 
Grundschulklasse seit dem Schuljahr 2003/2004 gefördert, zumal sich kindliches 
Lernen durch Neugier, sprachliche Beweglichkeit, ungehemmtes Sprechen und 
Freude an Imitation auszeichnet, was mit dieser Initiative genutzt werden soll. 
(vgl. auch www.learn-line.nrw.de/angebote/egs).  

Noch deutlicher auf die europäische Dimension im Bildungsbereich zuge-
spitzt stellt sich das Konzept der so genannten ‚Europaschulen‘ dar. Diese Schu-
len sollen erproben, wie Schülerinnen und Schüler optimal auf ein zusammen-
wachsendes Europa und einen europäischen Binnenmarkt vorbereitet werden 
könnten. Alle Europaschulen zeigen ein besonderes Engagement in Bezug auf 
das Erlernen von Sprachen, im Bereich des interkulturellen Lernens sowie der 
internationalen Begegnung und des Schüleraustausches. Die Curricula dieser 
Schulen sind auf die europäische Dimension in allen Fächern, die verstärkte 
Nutzung von europäischen Programmen, thematisch orientierte Austauschpro-
gramme und Internet-Projekte, internationale Betriebspraktika, den Ausbau bi-
lingualer Angebote, Sprachintensivkurse, frühen Fremdsprachenerwerb, vorge-
zogene und veränderte Sprachenfolgen sowie interkulturelle Integrationsprojekte 
hin orientiert. Nordrhein-Westfalen verfügt mit 20 Europaschulen über 8 Prozent 
der deutschen Europaschulen (vgl. http://www.dipf.de/datenbanken/IZB_       
bildungweltweit_dossier_europainderschule_europaschulen.htm, Stand 2003).  

Der Austausch von Schülern und Lehrkräften wird auch für Schulen ohne 
Schwerpunktlegung auf die europäische Dimension im Schulprogramm geför-
dert. So haben nordrhein-westfälische Lehrkräfte mit Auslandserfahrung im 
Auftrag des Schulministeriums auf dem Bildungsserver ‚learn-line‘ unter dem 
Stichwort ‚Lernen ohne Grenzen‘ (LOG) einen Arbeitsbereich aufgebaut, mit 
dessen Hilfe Auslands- und Inlandsschularbeit enger miteinander vernetzt wer-
den können (vgl. www.learn-line.nrw.de/angebote/log). Darüber hinaus unter-
stützen Schulpartnerschaftsprogramme, so etwa das Programm ‚NRW – NL‘ 
für den Kontakt mit den Niederlanden (vgl. www.austausch.nl), den fachlichen 
Austausch und die grenzüberschreitende Zusammenarbeit auf dem Gebiet von 
Schule und Weiterbildung durch den Austausch von Schülerinnen und Schülern, 
Lehrkräften sowie Sprachassistentinnen und -assistenten.  

Die im zweiten Kapitel des vorliegenden Beitrags für den allgemein- und 
berufsbildenden Bereich vorgestellten Programme SOKRATES und LEONAR-
DO werden in der zweiten Projektphase stärker dezentralisiert, so dass die 
Durchführung vor Ort an Bedeutung gewinnt, ohne dabei aber den europäischen 
Unionscharakter aus den Augen zu verlieren.  
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Die Aktivitäten im Tertiärbereich werden im Abschnitt 1.1.3.3 „Wissen-
schaft“ mit angesprochen. 
 
1.1.3.2 Jugend 
 
Bei der Mehrzahl der Handlungsoptionen im Bereich der Jugendpolitik, wie sie 
im oben genannten Weißbuch aufgeführt sind, sind die EU-Mitgliedstaaten und 
die Regionen Europas in ihrem Handeln und Wirken angesprochen. „Auf der 
lokalen Ebene, auf der die Jugendlichen die durch ihr persönliches Engagement 
erzielten Ergebnisse konkret beurteilen können, kann eine aktive Staatsbürger-
schaft erlernt werden. Durch die Teilnahme am Leben der Schule, des Stadtvier-
tels, der Gemeinde oder eines Vereins sammeln die Jugendlichen Erfahrungen 
und gewinnen das nötige Selbstvertrauen, um sich jetzt oder später in das öffent-
liche Leben bis hin zur europäischen Ebene einzubringen“8. Partizipation wird 
beispielsweise als Aufgabenfeld beschrieben, das typischerweise in den Zustän-
digkeitsbereich der Mitgliedstaaten fällt und auf lokaler Ebene ausgebaut werden 
muss. Als Signal in Richtung des europäischen Gedankens wird im ‚White Pa-
per‘ vorgeschlagen, eine permanente Struktur für die Konsultation der Jugend 
auf europäischer Ebene zu schaffen. 

Aus nordrhein-westfälischer Perspektive erscheint die internationale Ju-
gendarbeit im Spiegel der Statistik als rückläufiger Maßnahmenbereich. „Eine 
Reduzierung der Maßnahmen um mehr als 1.100 Angebote (-45,2%) sowie der 
anteilige Rückgang am Maßnahmenspektrum von 8% auf 4% zwischen 1988 
und 1996 sind deutliche Hinweise darauf. […] Gleichsam untermauert die Ent-
wicklung des Ausgabenvolumens für Maßnahmen der internationalen Jugendar-
beit den Trend der Entinternationalisierung“ (vgl. www.jugendbericht.de).  

 
1.1.3.3 Wissenschaft 
 
Die Landesregierung strebt eine möglichst hohe Beteiligung von Hochschulen, 
Forschungseinrichtungen und Unternehmen am 6. Forschungsrahmenprogramm 
und seinen unterschiedlichen Maßnahmen an. Hochschulen, Unternehmen und 
Forschungseinrichtungen in Nordrhein-Westfalen haben aus dem seit 2002 lau-
fenden 6. Europäischen Forschungsrahmenprogramm bisher 223 Millionen Euro 
Fördermittel eingeworben (Stand Mitte April 2005). Auf die Hochschulen und 
großen außeruniversitären Forschungseinrichtungen in Nordrhein-Westfalen 
entfallen bei insgesamt 450 Projektbeteiligungen 144,6 Millionen Euro an För-
dermitteln aus Brüssel.  

Ein Schwerpunkt in Nordrhein-Westfalen liegt derzeit auf der Europäisie-
rung und Internationalisierung der Hochschulpolitik, wo sich Bildung und For-
schung verzahnen. Das Sonderprogramm ‚Exzellenz NRW‘ zur Förderung von 
Spitzennachwuchs und Spitzenforschung ist in diesem europäisch-internationa-

                                                 
8 Vgl. Kommission der Europäischen Gemeinschaften: Weißbuch Neuer Schwung für die Jugend 

Europas. Brüssel, 2001. 
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len Kontext zu sehen. Zum Wintersemester 2001/2002 wurden fünf international 
ausgerichtete ‚Graduate Schools‘ in NRW eingerichtet, in denen Nachwuchsfor-
scher und -forscherinnen in den natur- und ingenieurwissenschaftlichen Diszipli-
nen innerhalb von drei Jahren unter optimalen Bedingungen promovieren kön-
nen. Dreißig Prozent der jährlich maximal 25 Plätze für Graduierte sind auslän-
dischen Studierenden vorbehalten, zumal der Wissenstransfer aus anderen Län-
dern vor dem Hintergrund demographischer Entwicklungen besonders wichtig 
erscheint. Die Einrichtung internationaler Studiengänge und Graduiertenkollegs 
mit englischsprachigem Unterricht ist ebenfalls in diesem Kontext zu betrachten.  

Die Förderung international kompatibler Studiengänge ist mit dem Stich-
wort ‚Bologna-Prozess‘ zu überschreiben: Die europäischen Bildungsminister 
verpflichteten sich auf einer Tagung in Bologna im Jahr 1999, bis 2010 einen 
europäischen Hochschulraum zu schaffen. Dazu gehört die Einrichtung eines 
Systems verständlicher und vergleichbarer Abschlüsse in Form von Bachelor-/ 
Master-Studiengängen. Neben ihrem Beitrag zur Studiengangsreform gilt ihre 
Einführung als Element der Internationalisierung deutscher Hochschulen.9 

Die zunehmende Beteiligung am ‚European Credit Transfer System‘ 
(ECTS) als Methode zur Messung und zum Vergleich von Studienleistungen und 
ihrer Übertragung zwischen Hochschulen in Europa ist ebenso im Rahmen die-
ses Internationalisierungsprozesses zu sehen. 

 
Fazit 
 
Es bleibt eine wichtige Aufgabe aller Akteure im Bildungs-, Jugend- und Wis-
senschaftsbereich, in der Praxis und in der Politik die Europäische Union in 
diesen Handlungsfeldern aktiv weiter zu entwickeln und zu gestalten. Die Be-
deutung der Wettbewerbsfähigkeit und Attraktivität des Bildungs- und For-
schungsstandortes Deutschland ist mit dem ‚Programme for International Stu-
dent Assessment‘ (PISA) sowie mit der nationalen PISA-Auswertung für den 
Bildungsraum Nordrhein-Westfalen im Kontext der wirtschaftlichen Standortde-
batte zu einem zentralen Thema geworden und hat den Bedarf der Orientierung 
an internationalen Maßstäben mehr als verdeutlicht. Deshalb erscheint es als 
vordringliches Ziel, ausländische Entwicklungen zu beobachten, Vergleiche und 
Benchmarking-Prozesse aktiv weiterzuentwickeln und sich diesen zu stellen, um 
das eigene Bildungs-, Forschungs- und Innovationspotenzial zu stärken und ‚best 
practice‘ zu ermitteln. 
 
 
 
 
 
 

                                                 
9 Vgl. Klemperer, Anne/van der Wende, Marijk/Witte, Johanna: The Introdction of Bachelor and 

Master-Programmes in German Higher Education Institutions – Survey. Twente/Gütersloh 2002. 
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1.2 Jean Monnet Professuren 
1.2  Jean Monnet Professuren 
Die Europäische Gemeinschaft fördert seit 1989 im Rahmen des „Jean Monnet-
Projekts“ an über 500 europäischen Universitäten Lehrstühle, die sich intensiv 
mit Themen der Europäischen Integration auseinandersetzen. Es betrifft die Fä-
cher der Geisteswissenschaften, bei denen die Gemeinschaftsentwicklung immer 
mehr zum Lehrstoff gehört, d.h. das Europarecht, die europäische Wirtschaftsin-
tegration, die politische Integration Europas sowie die Geschichte des europä-
ischen Aufbaus. Der Titel „Jean Monnet-Lehrstuhl“ wird von der Europäischen 
Kommission für die Dauer von 7 Jahren verliehen nach vorheriger Konsultation 
des „Europäischen Hochschulrates für die Aktion Jean Monnet“. Dieser setzt 
sich aus 4 Vertretern der Vereinigung der Rektorenkonferenz der Europäischen 
Union sowie aus 4 in europäischer Integration spezialisierten Professoren zu-
sammen, die von ECSA (European Community Studies Association) nominiert 
werden. 
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Bergische Universität Wuppertal 
Prof. Dr. Franz Knipping 
Gauss-Str. 20, 42097 Wuppertal 
Telefon: 0202-43 92 42 4; 0202-43 92 42 2 
Fax: 0202-43 93 85 1 
E-Mail: fknipp@uni-wuppertal.de 
Webseite: http://www.uni-wuppertal.de 
 
Kurzbeschreibung: Das Lehrgebiet Europäische Integration ist Teil der 

Studiengänge Neuere und Neueste Geschichte, der 
Rechtswissenschaft, der Politikwissenschaft und der 
Wirtschaftswissenschaften an der Bergischen Universi-
tät Wuppertal. In den Lehramtsstudiengängen sowie 
innerhalb der neueingerichteten Bachelor-Studiengän-
ge können die Studierenden Module zur Europäischen 
Integration studieren.  
 Prof. Dr. Franz Knipping ist Universitätsprofessor 

für Neuere und Neueste Geschichte und Leiter 
des Jean Monnet European Center of Excellence 
NRW.  

Ziele:  Lehre und Forschung auf den Gebieten der Ge-
schichte, des Rechts, der Politik und der Wirt-
schaft Europas und der Europäischen Integration  

Schwerpunkte:  Geschichte, Politik, Recht und Wirtschaft der  
Europäischen Integration  

 Geschichte der Internationalen Beziehungen  
Das Angebot ist  nicht kostenpflichtig 
 
Fachhochschule Gelsenkirchen 
Prof. Dr. Wolfram Holdt 
Neidenburgerstr. 43, 45877 Gelsenkirchen 
Telefon: 0209-95 96 61 2 
Fax: 0209-95 96 60 0 
E-Mail: wolfram.holdt@fh-gelsenkirchen.de 
Webseite: http://www.fh-gelsenkirchen.de 
 
Kurzbeschreibung: European Economics: 

 Management im europäischen Integrationspro-
zess 
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Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf 
Prof. Dr. Hein Hoebink 
Universitätsstr. 1, 40225 Düsseldorf 
Telefon: 0211-81 12 07 3 
Fax: 0211-81 12 21 3 
E-Mail: hoebink@phil-fak.uni-duesseldorf.de 
Webseite: http://www.phil-fak.uni-duesseldorf.de/geschichte/landesgeschichte/ 
hphoebink 
 
Kurzbeschreibung: Lehrstuhl für die Geschichte der europäischen Integra-

tion und der interregionalen und interkommunalen 
Zusammenarbeit  

 
Ruhr-Universität Bochum 
Prof. Dr. Wim Kösters 
Universitätsstraße 150, Gebäude GC 3/150, 44780 Bochum 
Telefon: 0234-32 28 88 8 
Fax: 0234-32 14 25 8 
E-Mail: wim.koesters@ruhr-uni-bochum.de 
Webseite: http://www.ruhr-uni-bochum.de/gtp 
 
Kurzbeschreibung: European Economics: 

 Lehrstuhl für Theoretische Volkswirtschaftslehre 
 Institut für Europäische Wirtschaft (IEW) 
 Jean Monnet Lehrstuhl 
 Jean Monnet European Center of Excellence 

 
Universität Dortmund 
Prof. Dr. Klaus R. Kunzmann 
August-Schmid-Str. 6, 44221 Dortmund 
Telefon: 0231-75 52 42 6 
Fax: 0231-75 54 78 5 
E-Mail: klaus.kunzmann@udo.edu 
Webseite: http://www.uni-dortmund.de 
 
Kurzbeschreibung: European Political Integration: 

 Europäische Raumplanung 
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Universität Duisburg-Essen, Campus Duisburg 
Prof. Dr. Heinz-Jürgen Axt 
Lotharstr. 65, 47048 Duisburg 
Telefon: 0203-37 92 02 2 
Fax: 0203-37 92 31 8 
E-Mail: hjaxt@uni-duisburg.de 
Webseite: http://politik.uni-duisburg.de 
 
Kurzbeschreibung: European Political Integration: 

 Institut für Politikwissenschaft 
 
Universität Duisburg-Essen 
Prof. Dr. Wilfried Loth 
Fachbereich 1/Geschichte, Universitätsstr. 2, 45117 Essen 
Telefon: 0201-18 33 57 9 
Fax: 0201-18 32 58 0 
E-Mail: wilfried.loth@uni-essen.de 
Webseite: http://www.uni-duisburg-essen.de 
 
Mitarbeiter für Europa: Dr. Claudia Hiepel, Dr. Michaela Bachem-Rehm, 

HDoz Dr. Ewald Frie, Henning Türk M.A. 
Kurzbeschreibung:  Lehrstuhl für Neuere Geschichte mit den Schwer-

punkten Geschichte des 19. und 20. Jahrhunderts 
 Lehre und Forschung u.a. zur Geschichte der 

europäischen Integration, Europäische Identität, 
Europäische Verfassungsdebatte 

 
Universität Siegen 
Prof. Dr. Gerhard Brunn 
Hölderlinstraße, 57068 Siegen 
Telefon: 0271-74 03 92 2; 0271-74 03 92 1  
Fax: 0271-74 03 92 4  
E-Mail: brunn@fb1.uni-siegen.de 
Webseite: http://www.fb1.uni-siegen.de/ifer/index.htm 
 
Kurzbeschreibung: History of European Integration: 

 Europäische Regionalgeschichte 
 

 
 
 

 
 


